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Amtshilfe bei Steuerhinterziehung

Typ: Staatsvertrag,/Bundesgesetz Status: Inkraffireten 01.02.2013 > Teitevision Vemehmlossungstrist 18.09.2013)
Faktenblatt EFD:  >> link Internationale Steuverpolitik >> Link (SIF)

= Inhalt der Vorlage

Die Anpassung der Amtshilfe an den OECD-Standard wurde im Marz 2009 vom Bundesrat beschlossen. Art. 26 des Musterab-
kommens der OECD ist seither fester Bestandteil der neuen Doppelbesteuerungsabkommen. Bis Ende 2010 wurden bereits 31
dieser neuen Doppelbesteuerungsabkommen im Parlament gutgeheissen. Die Anforderungen zur Identifizierung von Steuerpflichti-
gen waren aber zu restrikfiv. Deshalb hat die OECD darauf gedréingt, dass schon die Angabe einer Kontonummer oder einer
Sozialversicherungsnummer zur Amishilfe verpflichtet. Der Bundesrat hat deshalb ein Zusatzprotokoll verabschiedet, welches die-
sem Umstand Rechnung tréigt. Das Parlament ist auf diese neuerliche Verschérfung der Richtlinien zéhneknirschend eingetreten.
Die Bofschaft des Bundesrates zum Steueramishilfegesetz befindet sich in der parlamentarischen Beratung. Neben den neuen
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard ist auch die sogenannte Abgeltungssteuer Gegenstand von bilateralen
Abkommen (mit Deutschland, Grossbritannien, und Osterreich). Den automatischen Informationsaustausch und die Amishilfe bei
widerrechtlich erlangten Bankkundendaten lehnt der Bundesrat ab.

Die Schweiz soll neu auch bei Gruppenanfragen Amishilfe leisten und so dazu beitragen, dass Steuersinder identifiziert werden
kénnen. Gruppenanfragen gehéren seit Mitte Juli 2012 zum OECD-Standard. Dies bedeutet, dass die Staaten auch dann Amishil-
fe leisten missen, wenn sich das Gesuch auf eine Gruppe von nicht einzeln identfifizierten Personen bezieht, die sich durch ein
bestimmtes Verhaltensmuster verdachtig gemacht haben. Im Schweizer Recht ist der neue Standard jedoch noch nicht verankert.
Nun haben National- und Stéinderat beschlossen, im Steueramishilfegesetz die Gruppenanfragen nicht auszuschliessen. Gruppen-
anfragen sollen jedoch erst ab 2013 (Inkraftireten des Steueramishilfegesetzes| maglich sein.

Internationale Entwicklungen machen bereits eine Teilrevision des Steueramtshilfegesetzes nétig (14.08.2013).

= Beratung und Meinungsbildung

Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Sténderat

Grundsatzlich einverstanden | Der Bundesrat beschliesst am Der Nationalrat folgt dem  Der Stéinderat folgt dem
13.03.2009 den OECD-  Bundesrat. Bundesrat.
Standard bei der Amishilfe in
Steuersachen zu iberneh-
men.

= Chronologie Entscheidungsfindung

Initialisierung & Anstoss  Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
Steuerstreit mit der EU; Botschaft des Bundesrates | 29.02.2012 Nationalrat  29.05.2012 Sténderat
Schwarze und Grave listen; o [ink stimmt dem Gesetz mit stimmt dem Gesetz ohne
Unterscheidung Steverbetrug — 113:58 Stimmen zu. Cegenstimme zu (will Grup-
& Steuverhinterziehung; Rige Entwurf Gesefzestext 28.09.2012 Nationalrat  penanfragen zulassen)
der OECD >> link stimmt mit 134:50 dem 28.09.2012 Standerat

Gesetz zu (inkl. Gruppenan-  stimmt dem Gesetz mit 40:5
fragen). Stimmen zu.
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Bericht Uber internationale Finanz- und Steuerfragen 2011-2013 >> link
Stellungnahme der FDK zur Vernehmlassungsvorlage >> link
Ergénzungsbotschaft zu den Doppelbesteuerungsabkommen >> link
Amtshilfeverordnung (Vorabruck) >> link
Ergebnis Vemnehmlassungsverfahren >> link
Bundesgesetz Uber die internationale Amishilfe in Steuersachen vom 28.09.2012 >> link

Teilrevision des Steueramtshilfegesetzes; Bundesrat ercffnet verkiirzte Vernehmlassung (14.08.2013)  >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02369/index.html?lang=de
http://www.sif.admin.ch/themen/00502/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6193.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6233.pdf
http://www.sif.admin.ch/00714/index.html
http://www.fdk-cdf.ch/110325_stag_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00570/02263/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoJ_fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/20252.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02256/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/8237.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49858

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen International
EU-Steuerstreit

Typ: Staatsvertrag Status: Steverabkommen mit Grossbritannien & Osterreich sind ratifiziert und seit
01.01.2013 in Krafi: Deutschland hat das Abkommen abgelehnt
Faktenblatt EFD: >> link >> link (Abgeltungssteuer)
Internationale Steuerpolitik >> Link (SIF)

= Inhalt der Vorlage

Die Abgeliungssteuer wird von einer Zahlstelle (in der Regel eine Bank) erhoben und anonym an die Steuerbehdrde abgefihrt. Mit der Abgeliungs-
steuer ist die Einkommensstever, die auf Kapitalertrége entféllt, — wie der Name sagt — abgegolten. Der Steuer sind natiirliche Personen und mit
diesen verbundene Konstrukte (Sitzgesellschaften, Anstalten, Stiftungen efc.] unterstellt. Sie kann auf Zinsen, Dividenden und anderen Kapitalertrd-
gen erhoben werden. Die Steuerberechnung erfolgt mit einem fixen Satz, unabhéngig von der persénlichen Einkommens- oder Vermégenssituation
des Steuverpflichtigen.

Die Schweiz strebt folgende Regelung an: Die Schweiz vereinbart mit einem Drittstaat, dass Vermdgenswerte von Kunden aus diesem Driftstaat in
Anlehnung an die dortigen Steuerregeln und -séitze erfasst und von der Zahlstelle erhoben werden. Die Zahlstelle, welche diese Steuer auf die bei
ihr hinterlegten und verwalteten Kundenvermégen erheb, liefert den Steverbetrag an die Eidgendssische Steververwaltung ab. Dabei wird nur das
Wohnsitzland, jedoch nicht der Name des Kunden genannt. Die gesamten Steuerertrége werden dann von der Eidgendssischen Steuerverwaltung
an das Wohnsitzland abgefihrt. Die steuerliche Privatsphére des Bankkunden bleibt somit gewahrt. Die Abkommen mit Deutschland (dieses wurde
von Deutscher Seite abgelehnt), Grossbritannien und Osterreich sind unterzeichnet und auch von der EU-Kommission als EU-rechtskonform beurteilt
worden. Die eidgendssischen Réfe haben alle 3 Abkommen gutgeheissen und auch das Bundesgesetz iber die Infernationale Quellenbesteuerung,
mit dem die Steverabkommen im Schweizer Recht umgesefzt werden, angenommen.

Luxemburg hat im Zuge des FATCA-Abkommens mit den USA entschieden ab 01.01.2015 auf den Automatischen Informationsaustausch (AIA|
innerhalb der EU zu setzen. Osterreich wird voraussichtlich folgen. Dadurch wird der Druck auf die Schweiz weiter zunehmen. Der Bundesrat
mé&chte im Rahmen der OECD die Auspréigung des AIA mitgestalten, pocht jedoch auf einen weltweit gilligen Standard.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Die FDK ist nicht sonderlich begeistert. 10.08.2011 Schweiz und Deutschland | 30.05.2012 Nationalrat stimmt den 29.05.2012 Sténderat stimmt den

parpherieren Steverabkommen Abkommen mit Deutschland, Grossbritan- | Abkommen mit Deutschland, Grossbritan-
21.09.2011 Schweiz und Deutschland | nien und Osterreich ebenfalls zu. nien und Osferreich zu
unterzeichnen bilaterales Steverabkom- | 15.07.2012 Nationalrat nimmt das 15.07.2012 nimmt das Bundesgesetz
men (05.04.2012 Ergénzung) Bundesgesetz iber die Internationale Uber die Internationale Quellenbesteue-
06.10.2011 Schweiz und GB unter- Quellenbesteuerung, mit dem die Steuer- | rung, mit dem die Steuerabkommen im
zeichnen bilaterales Steverabkommen abkommen im Schweizer Recht umgesetzt Schweizer Recht umgesetzt werden mit
[20.03.2012 Anderungsprotokoll) werden mit 96:86 an. 37:0 an.
13.04.2012 Schweiz und Osterreich
unterzeichnen bilaterales Steverabkom-
men

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Amitshilfe nach OECD-Standard und | Abkommen CH-D >> Link 15.06.2012 Abkommen mit 15.06.2012 Abkommen mit
Bankgeheimnis. Abkommen CH-GB >> link Deutschland (109:76) Deutschland (36:4)
Abkommen CH-A >> link Abkommen mit Grossbritannien Abkommen mit Grossbritannien
(110:77) (34:6)

Abkommen mit Osterreich (143:46) Abkommen mit Osterreich (37:3)

.
= Weitere Informationen (Links) A links funktionieren in der PdFDokumentation
Abgeltungssteuer; Das Wichtigste in Kirze >> link
Fragen und Antworfen zur Abgeltungssteuer >> link
Vermégensverwaltung im Umbruch (Beitrag ECO) >> link
Rohstoff neues Steuerabkommen 10.8.201 1 >> link
Bundesrat eréffnet Vernehmlassung >> link
Stellungnahme der FDK im Vernehmlassungsverfahren zu den bilateralen Abkommen mit DE & GB >> link
Anderungsprotokoll vom 20.03.2012 (GB| >> link
Erganzungsprotokoll vom 05.04.2012 (Deutschland) >> link
Bundesgeseiz iber die internationale Quellenbesteuerung >> link
Wegleitungen der EStV zu den per 01.01.2013 in Kraft getretenen Abkommen mit GB und Osterreich >> link
GCB: Steuersdize und Verzugszins ab 06.04.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02370/index.html?lang=de
http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02316/index.html?lang=de
http://www.sif.admin.ch/themen/00502/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5823.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5825.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5827.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/02189/index.html?lang=de
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/02189/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoF,gmym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.videoportal.sf.tv/video?id=4dd73420-26f3-4f2b-ba35-af9e1f683365
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/23807.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02328/index.html?lang=de
http://www.fdk-cdf.ch/111118_iqg_vl-stn_fdkvb_def_d_uz.pdf
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/26321.pdf
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=44063
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/27.pdf
http://www.estv.admin.ch/intsteuerrecht/themen/01317/01347/01352/index.html?lang=de&print_style=yes
http://www.estv.admin.ch/intsteuerrecht/dokumentation/00176/01379/01432/index.html?lang=de

R

Steuerstreit mit den USA

Typ: Zusatzbericht zum neven DBA Status: Von beiden Réren behandelt
FATCA-Abkommen / lex USA Faktenblatt EFD:  >> Llink Internationale Steuerpolitik >> Link (SIF)

= Inhalt der Vorlage

Seit Monaten verhandelt Michael Ambihl vom Staatssekretariat fir internationale Finanzfragen im Steuerstreit mit den USA. Nun sind erste Punkfe
bekannt, welche beide Seiten ausgehandelt haben. So soll die Schweiz unter anderem weitere Daten von US-Bankkunden liefern.

Die Verhandlungen am 13. und 14. September 2011 fanden hinter verschlossenen Tiren in Washington statt. Die Schweiz und die USA einigten
sich danach auf eine gemeinsame Erklérung.

Gemdss einem Dokument aus dem Finanzdepartement, sollen alle Schweizer Banken zu Zahlungen an die USA verpflichtet werden, um weitere
Klagen abzuwenden. Banken, gegen die bereits ein Verfahren luft, wisrden demnach individuell belastet. Alle anderen Banken missten eine Pau-
schalsumme bezahlen, so der Bericht weiter. Die US-Kunden der Banken ihrerseits miissten ihre steuerbaren Einkiinfte entweder offenlegen oder dafir
Steuern bezahlen. Diese sogenannte Globalldsung ist gemédss Bundesrétin Widmer-Schlumpf die Grundlage fir die Umsetzung des Zusatzberichts.

Die Schweiz stellf Bedingungen um so genannte «Fishing-Expeditions» — Ersuchen um Daten von US-Bankkunden ins Blave in der Schweiz — zu
verhindern: So muss belegt werden, dass der Steuerpflichtige dem US-Fiskus eine Bankbeziehung verheimlicht.

Die Schweiz und die USA haben sich zudem auf ein Abkommen zu FATCA geeinigt. Dieses soll voraussichtlich im Juli 2014 in Kraft frefen. Mit dem
Stevergesetz FATCA wollen die USA alle Auslandskonten von US Steuerpflichtigen besteuern kénnen. Die Schweiz strebt Erleichterungen fir schwei-
zerische Finanzinstitute an, ohne das Bankgeheimnis aufgeben zu missen.

In der Sommersession 2013 wurde iber die sogenannte "LEX USA" debattiert. Den Schweizer Banken sollie die Méglichkeit eingeréumt werden an
einem Programm zur Bereinigung der Vergangenheit teilzunehmen. Im Stéinderat wurde die Vorlage angenommen, der Nationalrat hat hingegen
Nichteintreten beschlossen. Die Vorlage ist damit vom Tisch. Nun ist Plan B angelaufen. Der Bundesrat hat ersten Banken die Erlaubnis erteilt, den
USA sogenannte "Abschleicher"listen auszuhdindigen. Auf diesen Listen missen kooperationswillige Banken jene Dritbanken nennen, zu denen
US-Kunden Gelder verschoben haben.

= Beratung und Meinungsbildung

Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat
Stellungnahme zu FATCA Bundesrat méchte Notrecht Nationalrat hat das Geschdft im Sténderat hat in der Herbstses-
>> link unbedingt vermeiden. Mérz 2012 beraten. WAKN  sion 2011 die Entscheidung

14.02.2013 Bundesrat unter-  befiirwortet den Zusatzbericht.  Uber den Zusatzbericht vertagt.
zeichnet FATCA-Abkommen

= Chronologie Entscheidungsfindung

Initialisierung & Anstoss  Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
Fall UBS in den USA Zusatzbericht o Link A] 6.3.12 ZusTimmung (134:56) 16.3. 12 Zusfimmung (39:0) in
‘ in Schlussabstimmung Schlussabstimmung

Bundesbeschluss  >> Link 20.6 Zustimmung zum FATCA-
Bundesgesetz >> link Abkommen (34:3)

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Bericht SF 22.09.2011 >> link

Bericht Tages-Anzeiger 17.09.2011 >> link

Bericht NZZ-Online 08.10.2011 >> link

Chronologie (Bericht Eco 21.11.2011) >> link

Weissgeldstrategie (Diskussionspapier 22.02.2012) >> link

Erklarung zwischen CH & USA zur Umsetzung von FACTA (21.06.2012) >> link

Schweiz und USA paraphieren FATCA-Abkommen (04.12.2012) >> link

Umsetzung FATCA >> link

Bundesrat verabschiedet FATCA-Botschaft (10.04.2013) >> link

Abkommen FATCA >> link

Botschaft + Bundesgesetz LEX USA (29.05.201 3] >> link  >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02448/index.html?lang=de
http://www.sif.admin.ch/themen/00502/index.html?lang=de
http://www.fdk-cdf.ch/130304_fatca_stn_fdk_d_def_uz.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6663.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3241.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3233.pdf
http://www.tagesschau.sf.tv/Nachrichten/Archiv/2011/09/22/Schweiz/Steuerstreit-mit-den-USA-Schweizer-Banken-sollen-zahlen
http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Im-Steuerstreit-mit-den-USA-zeichnet-sich-eine-Einigung-ab/story/16006314
http://www.nzz.ch/magazin/unterhaltung/spielrezensionen/eskalation_vorerst_abgewendet_1.12889462.html
http://www.sendungen.sf.tv/eco/Nachrichten/Archiv/2011/09/05/Hintergrund/Der-Steuerstreit-mit-den-USA-eine-Chronologie
http://www.sif.admin.ch/themen/00827/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDdXt8e2ym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/27264.pdf
http://www.sif.admin.ch/00488/index.html?lang=de&msg-id=47017
http://www.sif.admin.ch/themen/00502/00807/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3181.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3243.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00570/02724/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDe4J2fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00570/02724/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDe4J2fWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--

National

Neuigkeiten Aktuelle Steverthemen

Mitarbeiterbeteiligungen

Status: /Inkrafftreten des Gesetzes und der Verordnung am 01.071.2013
Faktenblatt EFD:  >> link

Typ: Geschdift des Bundesrates

= Inhalt der Vorlage

Bei der direkten Bundessteuer und den kantonalen Einkommenssteuern werden Mitarbeiteraktien und bérsenkotierte
Mitarbeiteroptionen, die frei verfigbar oder ausibbar sind, zum Zeitpunkt des Erwerbs besteuert. Die nicht bérsenko-
fierten und die gesperrten Mitarbeiteroptionen werden neu zum Zeitpunkt der Ausibung besteuert.

Sowohl die frei verfigbaren wie auch die gesperrten Mitarbeiteraktien werden zum Zeitpunkt des Erwerbs besteuert.
Wegen der mangelnden Verfigbarkeit gesperrter Mitarbeiteraktien wird der Verkehrswert der Aktien mit einem Dis-
kont von jghrlich 6 Prozent wéhrend maximal zehn Johren reduziert. Diese fur die Bemessungsgrundlage relevante
Einschrankung gilt nicht nur fir die direkte Bundessteuer, sondern ist auch in den Kantonen anzuwenden.

Bei borsenkotierten Mitarbeiteroptionen, die frei verfigbar oder ausiibbar sind, wird der erzielte geldwerte Vorteil
ebenfalls zum Zeitpunkt des Erwerbs besteuert. Hingegen werden die nicht bérsenkotierten und die gesperrten Mitar-
beiteroptionen neu zum Zeitpunkt der Ausibung besteuert. Dadurch missen diese nicht mehr nach komplizierten fi-
nanzmathematischen Formeln bewertet werden. Gemdss EStV soll dazu noch eine Verordnung und ein Kreisschreiben
erlassen werden.

= Beratung und Meinungsbildung

\ Finanzdirektorenkonferenz \ Bundesrat Nationalrat ‘ Sténderat

Brachte die Gesetzesrevision m lehnte die Vorlage zu Be- | m von Beginn weg positiv

am 17. November 2004

aufs politische Parkett.

= Chronologie Entscheidungsfindung

ginn ab
m Differenzbereinigung er
folgreich

eingestellt
m Differenzbereinigung er-
folgreich

|nitio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Nationalrat

Sténderat

17.11.04 Botschaft des

Bundesrates

Bundesrat

>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

17.12.10 Zustimmung
(135:59) in der Schlussab-

stimmung

17.12.10 Zustimmung
(33:4) in der Schlussabstim-

mung

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Bundesgesetz Uber die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen >> link
Medienmitteilung zur Verordnung (28.12.2011) >> link
Anhérungsunterlagen inkl. Vorabdruck der Verordnung >> link
Medienmitteilung zur Verordnung (27.06.2012) >> link
Verordnung iber die Bescheinigungspflichten bei Mitarbeiterbeteiligungen >> link
Kreisschreiben Nr. 37 EStV (22.07.2013) >> link
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http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/00638/index.html?lang=dehttp://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/00638/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2005/575.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2005/603.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/3259.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42849
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02388/index.html?lang=dehttp://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02388/index.html?lang=de
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=45131
http://www.admin.ch/ch/d/as/2012/3847.pdf
http://www.estv.admin.ch/bundessteuer/dokumentation/00242/00380/index.html?lang=de&download=NHzLpZig7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeIR5fGym162dpYbUzd,Gpd6emK2Oz9aGodetmqaN19XI2IdvoaCUZ,s-

Neuigkeiten Aktuelle Steuverthemen National

Steuerbefreiung des Feuerwehrsolds

Typ: Gesetzesinitiative Status: /nkraffireten am 01.071.20]3

= Inhalt der Vorlage

Steverfrei soll der Sold sein, der fir die Reftung von Mensch und Tier, zur Brandbekampfung, zur allgemeinen Scho-
denabwehr sowie zur Elementarschadenbewdltigung entrichtet wird. Soldzahlungen fir weitere Arbeiten, die zur
Erfillung der Kerntatigkeit notwendig sind, sollen ebenso steuerfrei bleiben. Zu diesen Arbeiten gehéren der Pikett-
dienst, die Kursbesuche sowie die Teilnahme an Inspektionen. Hingegen mussen Funktionsentschadigungen, Kader-
pauschalen, Entschédigungen fir administrative Arbeiten sowie Entsché&digungen fur Dienstleistungen, welche die
Feuerwehr freiwillig erbringt, als Nebenerwerbseinkommen weiterhin versteuert werden. Auch das Entgelt fir Berufs-
feuerwehrleute bleibt weiterhin steverbar.

Gemdss den beiden Raten sollen die steuerfreien Soldzahlungen auf max. 5'000.- begrenzt werden.

Umsetzung kantonal vorléufig in Weisungen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat
Spricht sich grundsétzlich fir  Befirwortet die Steverbefrei-  Befirwortet die Steuerbefrei-  Befirwortet die Steuerbefrei-
die Steuerbefreiung des ung ung ung
Feuerwehrsoldes aus, die
Cesetzgebung solle aber
restriktiv sein (max. 2'000.-)
= Chronologie Entscheidungsfindung

Initialisierung & Anstoss  Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Stéinderat
Motion Boris Banga 2004 17.11.04 Botschaft des 17.6.11 187:0 Ja zur Steu- 17.6.11 40:0 Ja zur Steu
Bundesrates erbefreiung erbefreiung
>> link
Entwurf Gesetfzestext
>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Stellungnahme FDK >> link
Bundesgesetz Uber die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes >> link
Luzerner Steverbuch Band 1 § 24 Nr. 4 >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/2855.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/2873.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/090120_fwsold_stn_fdkv_def_d_uz.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2012/489.pdf
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b1_einkommen_feuerwehrzivilschutz

National

Neuigkeiten Aktuelle Steverthemen

Ersatzbeschaffung von selbstgenutztem Wohneigentum

Typ: Parlamentarische Initiative Status: Vorlage ist abgeschrieben und damit vom Tisch

= Inhalt der Vorlage

Die parlamentarische Initiative wollte die Anwendung der relativen Methode vorschreiben.

Bei der absoluten Methode wird die Besteuerung des Grundstiickgewinns aufgeschoben, soweit der Grundstiickge-
winn in eine selbstbewohnte Ersatzliegenschaft reinvestiert wird. Der frei verfigbare Teil des Grundstickgewinns wird
demgegeniiber sofort besteuert. Ubersteigt der Preis des Ersatzobijekts die Anlagekosten der verdusserten Liegenschaft
nicht, so wird der ganze Grundstickgewinn besteuert.

Bei der relativen Methode wdre fir die Bestimmung des Steueraufschubs auf das Verhdlinis zwischen dem Verdusse-
rungserlos fur die alfe Liegenschaft und dem Erwerbspreis fir das Ersatzobjekt abzustellen.

Die relative Methode wiirde zu einem erhdhten Steueraufschub fihren. Den Kanfonen ginge so Steuersubstrat verlo-
ren. Befurworter argumentieren mit dem Verfassungsauftrag der Wohneigentumsférderung und sehen eine erhohte
Mobilitét der Eigenheimbesitzer. Die Gegner befirchten eine Privilegierung der Liegenschaftsbesitzer und argumentie-
ren mit dem verfassungsmdssigen Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat
Die FDK lehnte den System-  Bundesrat eher kritisch ein- m 10.5.05 WAKN gibt der m 15.8.05 WAKS keine
wechsel ab. gestellt gegenuber dem Sys-  Initiative Folge Zustimmung

temwechsel.

m 9.5.06 NR gibt der Initio-
tive Folge
m 25.9.07 NR gibt der

Initiative Folge

m 8.3.07 SR gibt der Initiati-
ve keine Folge

m 4.12.07 SR gibt der Initio-
five Folge

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
parlamentarische Initiative im  Stellungnahme Bundesrat m 10.6.10 NR sagt Ja zur = 7.12.10 SR beschliesst
Jahr 2004 zur Vorschreibung - ik Cesetzesanderung Nichteintrefen

der relativen Methode. [An- m 1.3.11 NR sagt Ja zur m 9.6.11 SR beschliesst
derung des StHG) Cesetzesanderung Nichteintrefen (damit ist die

= Weitere Informationen (Links)

Vorlage vom Tisch)

4
A Links tunktionieren in der PadFDokumentation

Stellungnahme FDK

>> link

Weitere Diskussion Gber den Systemwechsel bei der Besteuerung des VWohneigentums

val. FactSheet N24
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/2585.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/090528_ersatzbeschaffung_wohneigentum_stn_fdkv_kompdef_d_uz-2.pdf

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Steuerabzige bei Aus- und Weiterbildungskosten
Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: /m Nationalrat behandelt 05.03.2013 [abweichend]

= Inhalt der Vorlage

Text aus der Botschaft

Abzugsfdhig sind neu alle berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten nach dem ersten Abschluss auf der Se-
kundarstufe II. Liegt kein erster Abschluss auf der Sekundarstufe |l vor, sind alle berufsorientierten Aus- und Weiterbil-
dungskosten ab dem vollendeten 20. Lebensjahr abzugsfahig, sofem es sich dabei nicht um die Ausbildungskosten
bis zum ersfen Abschluss auf der Sekundarstufe Il handelt. Der Abzug ist bei der direkten Bundessteuer beschréankt auf
6'000 Franken. Bei den Staats- und Gemeindesteuern wird die Beschrankung nach kantonalem Recht bestimmt. So
ausgestaltet fihrt der Aus- und Weiterbildungskostenabzug bei der direkten Bundessteuer zu geschatzten jahrlichen
Mindereinnahmen von Gber 5 Millionen Franken. Die Kantone kénnen die Obergrenze des Abzugs selbst bestimmen.
Wirden sich die Kantone der vom Bund gewdhlten Obergrenze anschliessen, so dirften sich die geschatzten jahrli-
chen Mindereinnahmen von Kanfonen und Gemeinden insgesamt auf rund 30 Millionen Franken belaufen.

Der Standerat mochte einen maximalen Abzug von 12'000 Franken.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat
Die FDK begrisst eine ein-  Bundesrat befirwortet eine  31.01.2012 WAKN be- Befirwortet die Vorlage
heitliche Praxis zwischen Vereinfachung der Behand-  schliesst eintreten und beauftragt

Bund und Kantonen im Be-  lung von Aus- und Weiterbil- die Verwaliung eine verbesserie
. Vorlage auszuarbeiten.

reich der Annerkennung der  dungskosten.

beruflichen Weiterbildungs-

kosten.

= Chronologie Entscheidungsfindung

Initialisierung & Anstoss  Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Motion der Wak-S Botschaft des Bundesrates  5.3.13 pladiert mit 103:83  16.6.11 Beschluss abwei-
> Link Stimmen fur einen unbegrenz- chend vom Entwurf des Bun-
fen Abzug desrates

6.6.13 Nationalrat schwenkt
auf die Linie des Sténderates
ein (Begrenzung bei

12'000)

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Stellungnahme FDK >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/2607.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/100728_stn_weiterbildungskostenabzug_brief_an_brm_def_d_uz.pdf

fa
Nelifelslel

Aktuelle Steuerthemen

Neuigkeiten M

Besteuerung nach dem Aufwand

Status: /nkrattreten StHG 01.01.2014 /' DBG 01.071.2016
Faktenblatt EFD:

Typ: Geschéft des Bundesrates

>> link

= Inhalt der Vorlage

Um die Akzeptanz in der Bevélkerung zu stérken, will der Bundesrat die Praxis bei der Besteuerung nach dem Aufwand verschérfen. Er schickie ein
enfsprechendes Bundesgesetz in die Vernehmlassung. Bei der Besteuerung nach dem Aufwand (auch Pauschalsteuer genannt] handelt es sich um
ein vereinfachtes Veranlagungsverfahren fir ausléndische Staatsangehérige mit VWohnsitz in der Schweiz, die hier keiner Erwerbsictigkeit nachge-
hen. Unter den gleichen Voraussetzungen kénnen auch Schweizer Birger bis zum Ende der Steverperiode des Zuzugsjahres die Aufwandbesteue-
rung in Anspruch nehmen. Die Aufwandbesfeuerung ist gesetzlich so ausgestaltet, dass sie nicht zu offensichtlich falschen Ergebnissen fihrt. In der
Schweiz werden weniger als ein Promille der Steverpflichtigen nach dem Aufwand besteuert. Aus volkswirtschaftlichen Griinden lehnt der Bundes-
rat die Abschaffung, wie dies eine in der Unterschriftensammlungsphase befindende Initiative fordert, der Aufwandbesteuerung nach wie vor ab.
Der besteverte Aufwand soll kiinftig mindestens das Siebenfache der VWWohnkosten oder das Dreifache des Pensionspreises fur die direkte Bundes-
stever und die kanfonalen Steuern befragen. Zudem soll bei der direkfen Bundessteuer ein minimales steuerbares Einkommen von 400'000 Fran-
ken gelten. Die Kantone missen ebenfalls einen Mindestbetrag fir das anzurechnende steuerbare Einkommen festlegen, sind aber bei der Festset-
zung der Hahe frei. Sie sind ausserdem verpflichtet, die Vermégenssteuer bei der Aufwandbesteuerung mit zu beriicksichtigen. Schweizer Birger
sollen die zeitlich beschréinkte Besteuerung nach dem Aufwand nicht mehr in Anspruch nehmen kénnen. Neu missen beide Ehegatten die Voraus-
sefzungen zur Besfeuerung nach Aufwand erfillen.

Fir natiirliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkraftiretens (Bundesrat bestimmt Inkraftireten) der Anderung vom 28. September 2012 des Bundes-
gesetzes vom 14. Dezember 1990 iber die direkte Bundessteuer nach dem Aufwand bestevert wurden, gilt wéihrend finf Jahren weiterhin Artikel
6 des bisherigen Rechfs.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

20.09.2012 der National-  06.03.2012 der Standerat
rat folgt mit 115:48 Stimmen unterstitzt den Vorschlag des

Befiirwortet die Beibehaltung
der Besteuerung nach dem

Die FDK befiirwortet eine ver-
scharfte Praxis bei der Pau-

schalbesteverung, auch mit dem | Aufwand, will mit der Praxisver- dem Standerat Rundesrates

Willen die Akzeptanz in der | scharfung aber die Akzeptanz

Bevilkerung zu starken. in der Bevslkerung starken.

= Chronologie Entscheidungsfindung
‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat ‘ Standerat

Abschaffung im Kanton Zirich,
Initiativen zur Abschaffung in
diversen Kantonen (darunter
auch Luzern). Inzwischen auch
in SH abgeschafft. TG hat eine
entsprechende Initiative abge-
lehnt. AR abgeschafft, LU ver-
scharft, BE verscharft, BS & BL
abgeschafft.

Botschaft des Bundesrates
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

= Weitere Informationen (Links)

28.10.2012 der Nationalrat
stimmt in der Schlussabstimmung
mit 120:41 Stimmen der Ver-
scharfung der Pauschalbesteue-
rung zu.

28.10.2012 der Standerat
stimmt in der Schlussabstimmung
mit 42:0 Stimmen der Verschar
fung der Pauschalbesteuerung
zu.

4
A Links tunktionieren in der PdFDokumentation

Stellungnahme FDK >> link
Erléuternder Bericht zum Vernehmlassungsverfahren >> link
Ergebnisbericht der Vernehmlassung >> link
Eidgendssischen Volksinitiative (vgl. FactSheet N23) >> link
Neue Daten zur Aufwandbesteuerung (FDK; 14.06.2011) >> link
Bundesgesetz iber die Besteuerung nach dem Aufwand >> link
Verordnung iber die Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten Bundessteuer >> link
Medienmitteilung EStV 20.02.2013 >> link
Medienmitteilung Bundesrat 26.06.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02334/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6021.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6047.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/100929_aufwbst_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02141/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoF2fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02276/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoN5gGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3551.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/110614_mm_aufwbest__def_d.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/779.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/787.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=47841
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49418

National

Aktuelle Steuerthemen

Neuigkeiten
Too Big To Fail

Status: Inkraftreten 01.03.2012
Faktenblatt EFD:

Typ: Geschéft des Bundesrates

>> link

= Inhalt der Vorlage

Am 20. April 2011 hat der Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur Starkung der Stabilitat im Finanzsekfor (too
big fo fail) vorgelegt. Systemrelevante Banken sollen bis 2018 19% Eigenkapital auf risikogewichteten Aktiven auf-
bauen, strengere Lliquiditétsvorschriften erfillen und ihre Risiken besser verteilen. Sie sollen so organisiert sein, dass
auch bei drohender Insolvenz systemrelevante Funktionen fur die Volkswirtschaft gewdhrleistet sind. Das vorgeschlo-
gene Massnahmenpaket soll verhindern, dass der Staat kinftig Steuergelder einsetzen muss, um systemrelevante Ban-
ken zu retten. Der Gesetzesentwurf des Bundesrates basiert weitgehend auf den Vorschldgen einer Expertengruppe
mit Vertretern von Verwaltung, Wissenschaft und Wirtschaft, die ihren Schlussbericht am 30. September 2010 dem
Bundesrat Gberreicht hatte. Der Gesetzesvorschlag der Experten wurde vom Bundesrat aufgenommen und konkreti-
siert.

Mégliche steverliche Massnahmen:

» Abschaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapital

» Wechsel vom Schuldner zum Zahlstellenprinzip bei der Verrechnungssteuer auf Obligationen

» Befreiung der CoCos (Fremdkapital in Form von nachrangigen Schuldverschreibungen) bei der Emissionsabgabe
auf Eigenkapital

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat
Begrisst scharfere Regeln  Reagiert mit der Vorlage auf  19.9.11 Eintreten auf die 16.6.11 Eintrefen auf die
den Fall UBS. Vorlage / versucht in der  Vorlage
Folge die Vorlage zu ent-
scharfen
= Chronologie Entscheidungsfindung
~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Finanzkrise, Reftung der UBS Botschaft des Bundesrates ~ 29.9.11 Beschluss gemass  29.9.11 Beschluss geméiss

Antrag der Einigungskonfe-

Antrag der Einigungskonfe-

>> link

renz renz
Gesetzestext 30.9.11 Das Bundesgesetz  30.9.11 Das Bundesgesetz
>> link wird in der Schlussabstim- wird in der Schlussabstim-

= Weitere Informationen (Links)

mung mit 137:46 Stimmen
angenommen

mung mit 41:0 Stimmen
angenommen

& Links funktionieren in der PdFDokumentation
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Fragen und Antworten >> link
Stellungnahme FDK >> link
Kurzfilm CS >> link
Dokumentation der CS >> link
Bericht der Expertenkommission >> link
Bundesrat setzt Bestimmungen zu "Too big fo fail" per 01.03.2012 in Kraft (15.02.2012) >> link
Verordnung iber die Liquidifct von Banken >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02315/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/4717.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/7487.pdf
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/22800.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/110128_tbtf_vl-stn_fdk_fdkpva_def_d_uz.pdf
https://www.credit-suisse.com/sites/multimedia/de/news-and-expertise/2010/11/too-big-to-fail-explained-in-a-few-steps.html
https://www.credit-suisse.com/ch/de/news-and-expertise/news/economy/switzerland.article.html/article/pwp/news-and-expertise/2010/11/de/too-big-to-fail-explained-in-a-few-steps.html
http://www.sif.admin.ch/dokumentation/00514/00519/00592/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDdIN2hGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=43419
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02625/?lang=de

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Typ: Gesetzesinitiative

= Inhalt der Vorlage

USIR Il Kapitaleinlageprinzip
Status: Motion WAK-S vom Nationalrat am 19.03.2013 abgelehnt; Ge-

schaft erledigt

Faktenblatft EFD:  >> link

(KPMG, Februar 2011)

= Beratung und Meinungsbildung

Im schweizerischen Steuersystem wurde im Rahmen der Unternehmenssteuerreform Il am 1. Januar 2011 der Wechsel vom Nennwert- zum Kapi-
taleinlageprinzip vollzogen. Unter dem noch bis Ende 2010 geltenden Nennwertprinzip war nur die Rickzahlung von Nominalkapital fir Zwecke
der Einkommens- und Verrechnungssteuer steverfrei. Dagegen unterlagen Kapitaleinlagen, welche die Beteiligten als Agio oder Zuschuss in die
Gesellschaft einbrachten, bei ihrer Riickerstattung an die Beteiligten der Verrechnungssteuer und der Einkommenssteuer.

Mit dem Wechsel zum Kapitaleinlageprinzip sind nur noch jene Ausschittungen einer Gesellschaft oder Genossenschaft an ihre Aktionére stever
bar, die nicht eine Riickzahlung von Kapitaleinlagen darstellen. Die Rickzahlung von Einlagen, Aufgeldermn und Zuschiissen bzw. Reserven aus
Kapitaleinlagen, die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, werden ab dem 1. Januar
2011 gleich behandelt wie Riickzahlungen von Grund- und Stammkapital. Solche Ausschiittungen unterliegen damit auf Stufe des Aktionérs weder
der Verrechnungssteuer noch der Schweizer Einkommenssteuer. Aus dieser Gesetzesdnderung ergeben sich Vorteile insbesondere fiir Publikumsge-
sellschaften, ibrige Gesellschaften mit natiirlichen Personen als Beteiligten sowie ausléndisch beherrschte Unternehmen.

Die erheblich hdheren (als die vor der Volksabstimmung geschétzten) Einnahmeausfélle fir Bund und Kantone fihren zu weiteren Diskussionen.

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Die FDK hélt grundsatzlich am = Der Bundesrat verteidigt grundséitz- Der Nationalrat will nicht auf die
Kapitaleinlageprinzip fest, méchte | lich das Kapitaleinlageprinzip. Unfernehmenssteuerreform Il zu-
aber eine Verkirzung der Rickwir-  Trotzdem empfiehlt er die Motionen | rickkommen, trotz harscher Kritik
kung unter Einbezug aktienrechili-  Bischof & Leutenegger Oberholzer | gegeniiber dem Bundesrat.
cher Regelungen prifen lassen. am 29.6.11 zur Annahme.
Zudem kritisiert die FDK die "man- | = Der Bundesrat beantrag am
gelhafte" Informationspolitik. 16.05.2012 die Annahme der
Motionen Fetz & Bischof
= Chronologie Entscheidungsfindung
‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat ‘ Standerat

Bundesrat (Gesetzesrevision)

Bundesgesetz

>> link

Stellungnahme zum Kapitaleinlage-
prinzip

>> link

30.9.11 Nationalrat hat die Diskus-
sion Uber zwei hangige Motionen
(Bischof & Leutenegger Oberholzer)
verschoben.

23.12.11 Nationalrat lehnt die
Motionen Bischof & Leutenegger
Oberholzer ab.

19.03.2013 Nationalrat lehnt
Motion der WAK-S ab

Die Motionen Fetz und Bischof
wurden infolge einer Motion der
WAK:S zuriickgezogen.

4.12.12 der Standerat nimmt die
Motion der WAK-S an

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Stellungnahme FDK >> link
Abstimmungsbiichlein >> link
Informationen KPMG >> link
Kreisschreiben Nr.29 der EStV >> link
Motion Bischof vom14.04.2011 (11.3462) >> link
Motion Leutenegger Oberholzer vom13.04.2011 (11.3351) >> link
Motion Fetz vom 16.03.2012 (12.3315) >> link
Motion Bischof vom 16.03.2012 (12.331¢) >> link
Motion WAK-S vom 15.10.2012 (12.3972) >> link
Sténderat will Steverausfélle kompensieren (NZZ online 04.12.2012) >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02357/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2007/2321.pdf
http://www.efd.admin.ch/aktuell/medieninformation/00462/index.html?lang=de&msg-id=38106
http://www.fdk-cdf.ch/110325_kapitaleinlageprinzip_mm_fdkv_def_d.pdf
http://www.bk.admin.ch/themen/pore/va/20080224/index.html?lang=de&download=M3wBPgDB_8ull6Du36WenojQ1NTTjaXZnqWfVpzLhmfhnapmmc7Zi6rZnqCkkIV1f3uDbKbXrZ6lhuDZz8mMps2gpKfo
http://www.kpmg.com/CH/de/Library/Articles-Publications/Documents/Tax/pub_20110204_Das-Kapitaleinlageprinzip_DE.pdf
http://www.estv.admin.ch/bundessteuer/dokumentation/00242/00380/index.html?lang=de
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20113462
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20113351
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123315
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123316
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123972
http://www.nzz.ch/aktuell/schweiz/staenderat-will-kompensation-fuer-steuerausfaelle-1.17867939

R
Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National
Woachstumsreform (friher UStR 1ll)

Typ: Gesetzesinitiative Status: £FD und Kantone setzen Frojektorganisation ein
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Zum einen sollen die in der Schweiz fatigen Firmen von unndtigen Steuerlasten befreit und zum anderen soll die Posi-
fion der Schweiz im infernationalen Steuerwettbewerb gestarkt werden. Mit dieser Reform sollen auch die Regelungen
for Kapitalgesellschaften mit besonderem kantonalen Steuerstatus [Holding- und Domizilgesellschaften, gemischte
Gesellschaften) gewisse Anderungen erfahren.

Im Zuge des Steuerstreites mit der EU ist das Vernehmlassungsverfahren noch nicht gestartet worden.

Der Nationalrat méchte die Stempelsteuer beim Einschiessen von Eigenkapital in ein Unfernehmen umgehend ab-
schaffen {19.03.2013, vgl. Fact-Sheet NQ. Der Bundesrat wollte dies im Rahmen der USR Il umsetzen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

Sieht noch Verbesserungspo-
fenzial

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Bundesrat

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 10.12.2008 >> link

Position FDK zu einem allfélligen neuen Dialog mit der EU Gber Fragen der Unterneh- o Link
mensbesteuerung. -
Medienmitteilung vom 01.12.2011 (siehe Fact-Sheet N9) >> link
Medienmitteilung vom 01.06.2012, Mandatstext zu EU-Dialog >> link
Medienmitteilung vom 21.09.2012, Projektorganisation >> link
Medienmitteilung vom 17.05.2013, Zwischenbericht >> link

Vorstellung des Zwischenberichts, FDK 17.05.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/01329/index.html?lang=de
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html?lang=de&msg-id=23889
http://www.fdk-cdf.ch/110128_coc_position_fdk_wording_def_d.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42481
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=44786
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=46084
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=48906
http://www.fdk-cdf.ch/130517_usriii_mm_fdk_def_d.pdf

R
Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Evaluation zur schrittweisen Abschaffung der Stempelabgaben

Typ: Parlamentarische Vorstdsse Status: Bericht der Arbeitsgruppe istam 1.7, 11 erschienen
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

09.503 Parlamentarische Initiative der FDP-liberale Fraktion vom 10.12.2009

Die Stempelabgaben sollen schrittweise abgeschafft werden: Emissionsabgabe 1.1.11, Versicherungsstempel
1.1.11, Umsatzabgabe 1.1.2016. (Dieser Zeitplan kann mittlerweile nicht mehr eingehalten werden). Es werden
vor allem Wettbewerbsnachteile des Finanzplatzes Schweiz als Grund zur Abschaffung angegeben.

09.4314 Postulat Pirmin Bischoff vom 11.12.2009

Fordert vom Bundesrat einen Bericht mit Vorschlagen, in welchem Zeitrahmen und allenfalls in welchen zeitlichen
Stufen die Stempelabgaben abgeschafft werden kénnten. Dies gesondert fir die Emissionsabgabe, den Versiche-
rungsstempel und die Umsatzabgabe. Die Abschaffung soll unter Beriicksichtigung der Lage des Bundeshaushaltes
geprift werden. Zudem soll der Bericht auch beriicksichtigen, welche Stempelabgaben am schadlichsten fir den
Wettbewerb sind und daher am dringlichsten abgeschafft werden sollten.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

FOK stimmt mit Vorbehalt der 17.2.10 Bundesrat bean- 23.11.10 WAKN be- 4.4.11 WAK-S beschliesst

Vorlage zu. tragt die Annahme des Postu- schliesst der Initiative Folge  der Initiative Folge zu geben
lats und st bereit dem Parla-  zu geben (12:11). (5:4).
ment einen Bericht zu unferr  23.12.11 NR schreibt das | 9.4.13 WAK-S stimmt einem
breiten. Postulat ab. Ordnungsantrag zu, welcher
19.3.10 empfiehlt den R&- den Bundesrat beauftragt,
ten der Parlamentarischen einen Bericht Gber alle han-
Initiative keine Folge zu ge- gigen steuerrelevanten An-
ben (mit Hinweis auf den liegen, die zu Minderein-
Bericht im Zuge des Postu- nahmen fihren, zu erstellen.
lats).

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Parlamentarische Inifiafive  gyndesgesetz (vorenmworf 19.3.13. Nationalrat spricht
09.503 / Postulat 09.4314 oo Link sich mit 120:54 Stimmen fur
- die Abschaffung der Stem-

pelstever aus, wenn Eigen-

kapital in ein Unternehmen

eingeschossen wird.
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Bericht der Arbeitsgruppe >> link
Postulat >> link
Medienmitteilung vom 01.12.2011 >> link
Vorentwurf und erlduternder Bericht der WAK-N >> link
Stellungnahme der FDK vom 23.03.2012 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02426/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2171/Stempelsteuer-abschaffen_Vorentwurf_Vern_de.pdf
http://www.estv.admin.ch/dokumentation/00075/00803/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeH17e2ym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20094314
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42481
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2171/Stempelsteuer-abschaffen_erl._Bericht_Vern_de.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/120323_paiv_stg-revision_stn_fdkv_uz_d.pdf

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Nationale Erbschafts- und Schenkungssteuer

Typ: Volksinitiative Status: Zustandekommen 12.03.2013

= Inhalt der Vorlage

Cemass einer am 16. August 2011 lancierten eidg. Verfassungsinitiative soll eine neue 20%-ige Erbschafts- und
Schenkungssteuer die bisherigen kantonalen Erbschafts- und Schenkungssteuergeseize ersetzen, welche derzeit Schen-
kungen und Erbschaften an Nachkommen weitgehend steuerbefreien. Falls die Initiative vom Volk und der Mehrheit der
Kantone angenommen wird, sollen Schenkungen ab 1. Januar 2012 rickwirkend dem Nachlass zugerechnet werden.

Grundsatzlich werden samiliche Schenkungen und Nachlasse von Personen mit Wohnsitz in der Schweiz einer 20%-
igen Steuer unferworfen, mit folgenden Ausnahmen:

Schenkungen und Nachlésse an Ehegatten und registrierte Partner

Schenkungen und Nachlésse, welche in ihrer Gesamtheit CHF 2 Mio. nicht Gberschreiten
Schenkungen und Nachldsse an sfeuerbefreite juristische Personen

Jahrliche Schenkungen von maximal CHF 20'000 pro beschenkte Person

Fin reduzierter Steuersatz sowie zusatzliche Freibefrage sollen auf Gbertragenen Unternehmen und landwirtschaftliche
Betriebe Anwendung finden, wobei die Redukiion sowie Hohe der Freibetrdge noch offen ist. Zudem bedingt dies
die Weiterfihrung des Unternehmens oder landwirtschaftlichen Betriebes durch die Erben oder Beschenkten wéhrend

zehn Jahren. (Text PPWC 30.09.2011)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat
17.5.13 Die FDK lehnt die

Initiative ab.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
EVP, SP und Griine

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Vorprifung der Bundeskanzlei >> link
Initiativtext im Wortlaut >> link
Zustandekommen 12.03.2013 >> link
Medienmitteilung FDK 17.05.2013 >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6459.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis414t.html
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/2267.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/130517_erbschaftsst_iv_mm_def_d.pdf

Neuigkeiten M

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Aktuelle Steuerthemen

Abzockerinitiative

Status: vom Stimmvolk mit 67.9% angenommen (03.03.201 3)

R

Nelifelslel

Die Volksinitiative gegen die Abzockerei [eingereicht am 26. Februar 2008) wird voraussichilich am 3. Méarz 2013 zur Abstimmung kommen,
dies nachdem das eidgendssische Parlament in der Sommersession 2011 die Beratungsfrist um ein weiteres Jahr (bis August 2012) verléngert hat.

Die Volksinitiative "gegen die Abzockerei" will den, von den Initiantinnen und Initianten als Gberhdht empfundenen, Vergiitungen des obersten
Managements von bérsenkotierten Aktiengesellschaften Einhalt gebieten. Dieses Ziel wird primér durch die Verbesserung der Corporate Gover-
nance angestrebt. Die Aktiondrinnen und Aktionére sollen vermehrt auf die Vergitungspolitik des obersten Kaders Einfluss nehmen kénnen.

Die Volksinitiative "gegen die Abzockerei" verlangt fir die Verbesserung der Corporate Governance erhebliche Eingiffe in die Privatautonomie,
Sonderregelungen, Verbote und strafrechtliche Sankfionen.

= Beratung und Meinu

Finanzdirektorenkonferenz

ngsbildung

Bundesrat

Nationalrat |

Sténderat

5. Dez. 2008 Bundesrat lehnt die
Initiative ab und legt einen indirek-
ten Gegenvorschlag in Form einer
AkfienrechtsRevision vor.

= Chronologie Entscheidungsfindung

m 20.11.09 RK stimmt mit 10:9
Stimmen der Initiative zu

m 17.3.10 NR beschliesst, einen
dir. Gegenvorschlag auszuarbeiten.
m 2.6.10 NR verzichtet auf direkten
Gegenvorschlag und schwenkt auf
die Linie des Sténderates ein.

m 1 1. Juni 2009 Standerat lehnt die
Initiative mit 26:10 ab und  setzt auf
den indirekten Gegenvorschlag.

m 20.5.10 Standerat lasst seine
Rechtskommission einen neuen
indirekten Gegenvorschlag ausarbei-
ten.

Initiolisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Nationalrat |

Sténderat

Thomas Minder

Botschaft zur Initiative
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

m 9.3.11 NR beschliesst nur die
Variante ohne Bonussteuer zu bera-
ten.

m 6.6.11 NR verabschiedet indirek-
ten Gegenentwurf ohne Bonussteuer
(+Fristverl.).

m 7.12.11 NR beschliesst zum 2.
Mal Nichteintrefen zur Variante mit
Bonussteuer. Der indirekte Gegen-
vorschlag mit Bonussteuer ist damit
erledigt.

m 6.3.12 NR beschliesst mit
100:87 Stimmen die Bonussteuer
als direkten Gegenvorschlag dem
Volk vorzulegen

m 16.3.12 193:0 Stimmen fir den
ind. Gegenvorschlag (ohne Bonus-
steuer)

m 15.6.12 104:8 Stimmen gegen
den direkfen Gegenvorschlag

m 16.12.10 SR verabschiedef 2
Varianten des indirekten Gegenvor-
schloges (mit und ohne Bonussteuer).
m 7.6.10 SR stimmt Fristverlédnge-
rung zu.

m 12.9.11 SR bekréftigt seine
Absicht im indirekten Gegenvor-
schlog eine Bonussteuer zu veran-
kern

m 16.3.12 41:1 Stimmen fir den
ind. Gegenvorschlag (ohne Bonus-
sfeuver)

m 31.5.2012 21:15 fir den direk-
ten Gegenvorschlag

m 15.6.2012 26:14 fir den direk-
ten Gegenvorschlag

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Homepage Initiative
Curia Vista Zusammenfassung
Curia Vista Datenbank

Schlussabstimmungstext des indirekten Gegenvorschlags vom 16.03.2012
Angenommen am 03.03.2013
Verordnung gegen die Abzockerei (Vorentwurf)
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/299.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/341.pdf
http://www.abzockerei.ch/
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/legislaturrueckblick.aspx?rb_id=20080080
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20080080
http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2010/20100443/Schlussabstimmungstext%201%20NS%20D.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/1303.pdf
http://www.ejpd.admin.ch/content/dam/data/wirtschaft/gesetzgebung/aktienrechtsrevision/voabzockerei/vorentw-d.pdf

National

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen

Eidgendssische Volksinitiativen zum Bausparen

Typ: Volksinitiativen Status: - SGFB-nitiative am 11.03.2012 vom Stimmvolk mit 55.8% abgelehnt:
- HEViinitiative am 1.7.06.2012 vom Stimmvolk mit 68. 9% abgelehnt

Faktenblatft EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

m Bausparinitiative (SGFB)

Die am 29. September 2008 eingereichte Initiative der Schweizerischen Gesellschaft zur Férderung des Bausparens (nachfolgend
SCGFB-nitiative) sieht die fakultative kantonale Einfihrung von steuerlich abzugsfahigen Bauspareinlagen fur den erstimaligen Erwerb
von selbstgenutztem Wohneigentum in der Schweiz [maximal 15'000 Franken jahrlich, Ehepaare das Doppelte) und zur Finanzie-

m Eigene vier Wande dank Bausparen (HEV)
Die am 23. Januar 2009 eingereichte Initiative «Eigene vier Wande dank Bausparen» des Hauseigentimerverbands Schweiz
[nachfolgend HEVAnifiative) geht inhaltlich weniger weit. Sie beschrénkt sich auf die steverliche Privilegierung von Bauspareinlagen
fir den erstmaligen Erwerb von selbstgenutztem VWohneigentum in der Schweiz (maximal 10'000 Franken jahrlich, Ehepaare das
Doppelte) wahrend langstens zehn Jahren. Im Gegensatz zur SGFB-nitiative

ist sie nicht blof fakultativ, sondern zwingend auf Stufe Bund und Kantone einzufihren.

rung von Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen (maximal 5'000 Franken jghrlich, Ehepaare das Doppelte) vor. Fir beide
Zwecke kénnen Einlagen je einmal, aber nicht gleichzeitig wéhrend langstens zehn Jahren gedufnet werden. Dariber hinaus
kénnen die Kantone Bausparprémien von der Einkommenssteuer befreien.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz

m Die FDK lehnt beide Initiativen
und den indirekten Gegenvor
schlag (im Sinne eines Geset-
zesentwurfs) des Sténderats ab.
Sie halt die heutigen Sparmég-
lichkeiten mit 2. & 3. Saule fir
ausreichend. Zudem befiirchtet
Sie massive Steuerausfdlle.

Bundesrat Nationalrat

m Der Bundesrat empfiehlt beide m Empfiehlt beide Initiativen zur
Initiativen zur Ablehnung. Annahme.

m Den indirekten Gegenvor- m WAK-N befirwortet den
schlag lehnt er ebenfalls ab. indirekten Gegenvorschlag.

| Standerat
m Wies die HEV-nitiative an die

Kommission zuriick, mit dem
Auftrag einen indirekten Gegen-
entwurf auszuarbeiten. Die
Bausparinitiative lehnte er ab.
m Der Sténderat unterstiitzte am
3.3.11 den indirekten Gegen-

vorschlag noch.

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initiolisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Nationalrat

| Standerat

m |nitiative der SGFB vom
29.09.2008
m Initiative des HEV vom

23.01.2009

Der Nationalrat hat in der
Sommersession 2011 dem
indirekten Gegenvorschlag
zugestimmt.

Botschaft zu den Initiativen
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

Der Standerat hat den indirekten
Gegenvorschlag in der Schluss-
abstimmung mit 22:17 Stimmen
abgelehnt. Nun kommt es zur
Volksabstimmung.

Beide Réte lehnten den Antrag der Einigungskonferenz ab, somit
gibt es keine Abstimmungsempfehlung.

= Weitere Informationen (Links)

 Gesefzesentwurf Gegenvorschlag

Stellungnahme FDK
Bericht WAK-S

Stellungnahme des Bundesrates zum indirekien Gegenvorschlag
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>> link |
>> link |
>> link |
>> link |

|


http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00573/02456/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/6975.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/7003.pdf
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20100459
http://www.fdk-cdf.ch/101119_bauspar-vi_indirgv_wak-s_stn_fdkv_uz_d.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/2235.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/2269.pdf

Neuigkeiten

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Aktuelle Steuerthemen

National

Eidgendssische Volksinitiative zur Eigenmietwertbesteuerung

Status: hitiative am 23.09. 2012 mit 52.6% abgelehnt

Faktenblatt EFD:

>> link

= Beratung und Meinungsbildung

Die Initiative "Sicheres VWWohnen im Alter" will Rentnerinnen und Rentnern das Recht einrGumen, den Eigenmietwert
nicht mehr zu versteuern. Im Gegenzug kénnten diese Personen die mit dem VWohneigentum verbundenen Schuldzin-
sen steuerlich nicht mehr geltend machen.

Der Bundesrat lehnt eine auf Renmerinnen und Renter beschrankte fakultative Befreiung von der Eigenmietwertbesteu-
erung ab. Mit einem indirekten Gegenvorschlag will er die Besteuerung des Eigenmietwerts fir alle VWohneigentime-
rinnen und Wohneigentimer aufgeben und im Gegenzug die bisherigen Abzugsmaglichkeiten beschrénken.

Der Gegenvorschlag des Sténderates (welcher vom Tisch ist) beinhaltete folgende 3 wichtigen Faktoren:
- die Vorlage soll keine Mehreinnahmen fir den Bund zur Folge haben;

- der Mittelstand darf vom Systemwechsel nicht Gberdurchschnitilich belastet werden, und
- eine Gesetzesdnderung soll nicht dazu fuhren, dass der Neuerwerb von VWohneigentum erschwert wird.

' Finanzdirektorenkonferenz |

Bundesrat

Nationalrat

Sténderat

Die FDK spricht sich sowohl
gegen die Initiative als auch
gegen den indirekien Ge-
genvorschlag aus (d.h. auf
Gesetzesstufe).

Der Bundesrat lehnt die Initia- Die WAK-N empfiehlt die

Initiative abzulehnen und auf Ablehnung der Initiative,

tive ab, hat aber nichts
gegen einen konsequenten
Systemwechsel.

den indirekten Gegenvor-

Die WAK-S empfiehlt die

aber das Eintreten auf einen

schlag des SR nicht einzutre-  indirekien Gegenvorschlag.

ten.

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ |nifio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

HEV-Initiative

Botschaft zur Initiative
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

Nationalrat

15.6.11 mit 97:72 Stimmen
spricht sich der NR fir die
Initiative aus. Nichteintreten
auf den indirekten Gegen-
vorschlag.

27.02.12 mit 102:67
Stimmen empfiehlt die grosse
Kammer die Initiative nun
auch zur Ablehnung

Sténderat

14.3.11 Lehnt die Initiative
ab, stellt ihr aber einen neu-
en (abweichend von jenem
des BR) indirekten Gegenvor-
schlag gegeniber.
13.12.2011 Standerat
beschliesst Nichteintreten auf
den indirekten Gegenvor-
schlag, dieser ist damit erle-
digt. Er spricht sich erneut
gegen die Initiative aus.

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Stellungnahme FDK
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http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/01703/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/5303.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/5337.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/100129_gegenvorschlag_vn_stn_fdkpv_def_d_uz.pdf
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/legislaturrueckblick.aspx?rb_id=20100060
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/a_191.pdf

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Eidgendssische Volksinitiative der SVP zum Kinderbetreuungsabzug (Familieninitiative)

Typ: Volksinitiative Status: Borschaft des Bundesrates, im Plenum behandelt
Faktenblatt EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wirde wie folgt gedndert:

Art. 129 Steverharmonisierung Abs. 4 neu
Eltlern, die ihre Kinder selber betreuen, muss fir die Kinderbetreuung mindestens ein gleich hoher Steverabzug ge-
wdhrt werden wie Eltern, die ihre Kinder fremd betreuen lassen.

Grundsatzlich gilt das fir die dBSt (Fremdbetreuungsabzug max. CHF 10'000.-). Den Kantonen wird keine direkte
Vorschrift gemacht, einen Eigenbetreuungsabzug einzufthren. Da die Kantone aber verpflichtet sind einen Fremdbe-
freuungsabzug zuzulassen (StHG Art. @ Abs. 2 lit. m), sind sie indirekt auch verpflichtet einen Eigenbetreuungsabzug
in derselben max. Hohe des Fremdbetreuungsabzuges einzufihren.

= Beratung und Meinungsbildung

Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

lehnt die Initiative ab und  lehnt die Initiative ab, ohne  Ablehnung ohne Gegenent- | Ablehnung ohne Gegenent-
folgt somit dem Bundesrat  Gegenvorschlag wurf wurf

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Einfihrung des Fremdbetreu  goicchaft zur Initiative 21.06.2013 mit 110:72  21.06.2013 mit 26:17
ungsabzugs durch die eidg. _ abgelehnt abgelehnt

Rate / SVP unterlag mit ihrer >> Link

Forderung den Betreuungs-  Bundesbeschluss

abzug auf dlle Familien aus- << [ink

zuweiten.

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Homepage Initiative >> link

Vorprifung >> link
Zustandekommen >> link
Medienmitteilung des Bundesrates; Ablehnung der Initiative (15.02.2012) >> link
Medienmitteilung betreffend Botschaft zur Ablehnung der "Familieninitiative" (04.07.2012) >> link
Medienmitteilung FDK (20.11.2012) >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02341/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/7215.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/4717.pdf
http://www.familieninitiative.ch/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/281.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6671.pdf
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=43421
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=45283
http://www.fdk-cdf.ch/121120_familienvi_mm_def_d.pdf

R
Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Eidgendssische Volksinitiative der CVP fir steverfreie Kinder- und Ausbildungszulagen

Typ: Volksinitiative Status: zustande gekommen

= Inhalt der Vorlage

Familien mit Kindern und im Besonderen Familien mit Kindern in Ausbildung sind starken finanziellen Belastungen
ausgesefzt. Wer eine Familie grindet, nimmt eine Kaufkraftminderung von 40% auf sich. Kinder- und Ausbildungszu-
lagen sollen diese Mehrbelastung mindern. Heute kommt diese Unterstitzung den Familien aber nur teilweise zugute,
da durch die Besteuerung der Kinder- und Ausbildungszulagen ein Teil des Geldes sogleich wieder in die Staatskasse
fliesst.

Was will die Initiative?
Die Initiative will die Kinder- und Ausbildungszulagen von den Steuern befreien. Sie verhindert so eine Erhdhung des
steverbaren Einkommens.

Wem nitzt die Initiative?
Die Initiative enflastet alle Familien sofort, unabhangig vom gewdhlten Lebens- oder Erwerbsmodell. Die Kinder- und

Ausbildungszulagen stehen der Familie vollstandig zu Verfigung. Dadurch wird ihre Kaufkraft deutlich verbessert.
(CVP, 2011)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

| | |
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Cvp

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Homepage Familieninitiativen CVP >> link

Vorprifung >> link
Zustandekommen (18.12.2012) >> link
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http://www.familieninitiativen-cvp.ch/
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3799.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/243.pdf

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Eidgendssische Volksinitiative der CVP gegen die Heiratsstrafe

Typ: Volksinitiative Status: zustande gekommen

= Inhalt der Vorlage

Familien bilden das Fundament unserer Gesellschaft. Sie zu starken gehort zur CVP-Politik. Nach wie vor werden
jedoch Ehepaare gegeniber Konkubinatspaaren benachteiligt. Sowohl bei den Steuern als auch bei den Sozialversi-
cherungen.

Was will die Inifiative?

Die Initiative will die Benachteiligung der Ehe gegeniber andern Lebensformen konsequent beseitigen und enthalt
einen klaren Auftrag an den Gesetzgeber: Verheiratete Paare dirfen gegeniber Konkubinatspaaren nicht mehr be-
nachteiligt werden.

Wem nitzt die Initiative?

Von der Initiative profitieren alle verheirateten Paare. Diejenigen, welche das traditionelle Einverdiener-Familienmodell
leben, Doppelverdienerpaare, Paare, bei denen ein Pariner einer Teilzeitarbeit nachgeht und vor allem auch Rentner-
paare. Diese werden gegeniber AHV-Konkubinatspaaren nicht mehr benachteiligt.

(CVP, 2011)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
12.10.11 Bundesrat will

seinerseits die Heiratsstrafe
beseitigen.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
CVP

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Homepage Familieninitiativen CVP >> link

Vorprifung >> link
Medienmitteilung Bundesrat vom 12.10.11 (siehe Fact-Sheet N19) >> link
Zustandekommen (18.12.2012) >> link

Bundesrat empfiehlt die Initiative zur Annahme (Medienmitteilung 29.05.2013) >> link
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http://www.familieninitiativen-cvp.ch/
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3803.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=41742
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/245.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49028

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Verrechnungssteuer

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: /n Kraft seit 01.01.2013

= Inhalt der Vorlage

Im Rahmen einer Anderung des VSIG ist vorgesehen, bei der Verrechnungssteuer auf Zinsen von Obligationen und
Celdmarkipapieren vom Schuldner- zum Zahlstellenprinzip Gberzugehen. Die Verrechnungssteuer hat weiterhin Siche-
rungscharakter und keine abgeltende Wirkung. Der Steuersatz bleibt unverandert bei 35 Prozent.

Die Vorlage geht Uber das Regulierungsziel der TBTF-Vorlage hinaus, indem sie zuséizlich mit der anvisierten Bele-
bung des Schweizer Kapitalmarktes ein Standortziel und mit der Starkung des Sicherungszwecks der Verrechnungs-
steuer ein Steuergerechtigkeitsziel verfolgt. Der Ubergang vom Schuldner zum Zahlstellenprinzip erlaubt es, dlle drei
Ziele zu erreichen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat
Unterstitzt die Vorlage Will die Verrechnungsstever  27.2.12 Rickweisung an  07.06.2012 Standerat folgt
umbauen den Bundesrat mit dem Auf-  dem Nationalrat

trag die Vorschlage zu Gber-
arbeiten. NR beschloss die
Revision in 2 Teile zu splitten.

Mit 176:0 Stimmen stimmte

er der Steverbefreiung der

CoCo-Bonds zu.
= Chronologie Entscheidungsfindung
~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Bundesrat Botschaft des Bundesrates  15.06.2012 Nationalrat  15.06.2012 Sténderat
o> link stimmt der Verrechnungssteu- | stimmt der Verrechnungssteu-
{ erbefreiung von CoCo-Bonds erbefreiung von CoCo-Bonds
Gesetzesentwur (Pflichtwandelanleihen) mit | (Pflichtwandelanleihen) mit
>> link 150:45 zu 38:2 zu
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Ausfihrungen von Christian Wanner, Prasident FDK vor der WAK-N 08.11.2011 >> link
Medienmitteilung 31.10.2012 >> link
Bundesgesetz Uber die Verrechnungssteuer >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6615.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6659.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/111108_vstg-zahlstellenprinzip_anhoerung_wak-n_ref_chw_def_d.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=46536
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5943.pdf

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Lotteriegewinne

Typ: Parlamentarische Initiative Status: /nkraftreten 1.1.2013 [VSIG), 1.1.2014 [DBG), 1.1.2016 (StHG)

= Inhalt der Vorlage

Cewinne bis zu CHF 1'000.- aus Lotterien oder lofterieghnlichen Veranstaltungen sollen kinftig sowohl von der Ver
rechnungssteuer wie auch von der direkfen Bundessteuer befreit werden. Dies beschloss der Sténderat mit 28 zu O
Stimmen. Ausserdem sollen von jedem Lotteriegewinn 5 Prozent - jedoch maximal 5000 Franken - als Einsatzkosten in
Abzug gebracht werden kénnen. Auch die Kantone sollen verpflichtet werden, Steuerfreibetrage auf Lotteriegewinnen
und Pauschalabzige fur die Einsatzkosten einzufthren.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat
Begrisst die Vorlage 30.05.2012 einstimmige  21.09.2011 Zustimmung
Zustimmung mit 28:0 Stimmen

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat ‘ Sténderat

Parlamentarische Initiative 15.06.2012 In der Schluss- | 15.06.2012 In der Schluss-

09.456 abstimmung genehmigt mit  abstimmung genehmigt mit
195:0 Stimmen 41:1 Stimmen

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Bericht der Kommission fir Wirtschaft und Abgaben >> link

Stellungnahme des Bundesrates >> link

Bundesgesetz Uber Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6517.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6543.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2012/5977.pdf

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Beseitigung der Heiratsstrafe

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: voridufig sistiert
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Erwirtschaftet ein Ehepaar zwei Einkommen, ist es unter Umsicéinden schlechter gestellt als ein gleich situiertes Konkubinatspaar. Die Abschaffung
dieser «Heiratsstrafe» ist im Bundeshaus seit léingerem ein Thema; die CVP sammelt Unterschriften fir eine entsprechende Volksinitiative. 2008 wurde
eine Mini-Revision umgesetzt, die das Problem bei der direkien Bundessteuer mit einem hoheren Zweiverdienerabzug entscharft hat. Nun nimmt der
Bundesrat einen weiteren Anlauf, um die «Heirafsstrafe» zu beseitigen. Am 12.10.11 hat er einen Grundsatzentscheid geféllt und das Finanzdepar-
tement (EFD) beauftragt, bis im Sommer 2012 eine Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten. Geméss dem EFD sind heute noch 80 000 erwerbstéti-
ge Ehepaare von der «Heiratsstrafe» betroffen. Dabei handelt es sich um Zweiverdienerehepaare mit einem Nettoeinkommen ab 80 000 Franken
bzw. ab 120 000 Franken [mit Kindern) sowie um Rentnerpaare mit einem PensionsEinkommen ab 50 000 Franken. Diese Mehrbelastung, die
gemdss einem Bundesgerichtsurteil verfassungswidrig ist, will der Bundesrat mit einer sogenannten «alternativen Belastungsrechnung» beheben. Im
Vergleich zur oft diskutierten Individualbesteuerung oder zum Splitting-Modell ist die neue L&sung zielgerichteter, schafft keine gesellschaftspolitischen
Préjudizien und fohrt zu geringeren Einnahmenausféllen, wie der Vizedirekior der Steuerverwaltung, Fabian Baumer, erklart. Neu soll die Steverbe-
hérde bei Ehepaaren stets zwei Varianten ausrechnen, wobei die fir die Steuerpflichfigen giinstigere zur Anwendung kommt. Neben der gemeinsa-
men Veranlagung gemdss Verheiratetentarif muss die Verwaltung neu eine alternative Belastung errechnen: Konkret werden die Einkommen individuell
den Ehegatten zugewiesen, alle Gbrigen Erfrdge werden hélftig auf die Pariner aufgeteilt. Im Anschluss wird der Tarif fir Alleinstehende angewendet.
Die «alternative Belastungsrechnung> hétte fiir die Kantone einen administrativen Mehraufwand zur Folge, wobei sich die Abléufe nach Ansicht des
EFD rasch automatisieren liessen. Bis im Sommer 2012 will der Bundesrat auch einen neuen Abzug fir Einverdienerehepaare priifen, um Mehrbelas-
tungen gegeniber Zweiverdienerehepaaren entgegenzuwirken. Die finanziellen Auswirkungen der gesamten Reform missen aber noch im Detail
geprift werden. Laut Baumer von der Steuerverwaltung stehen drei Optionen im Raum: Die «alternative Belastungsrechnung» in Kombination mit
einem Einverdienerabzug hétte bei der direkten Bundessteuer Mindereinnahmen von jchrlich 1,3 Milliarden Franken zur Folge. Bei einem Verzicht auf
den neuen Abzug beliefen sich die Mindereinnahmen auf 920 Millionen. Wiirde zusétzlich der heutige Zweiverdienerabzug gestrichen, blieben
Ausfélle von 870 Millionen Franken.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat

FOK lehnt die Vorlage in dieser Form Aufgrund der iberwiegend negati-
ab ven Antworten in der Vernehmlas-
sung hat der Bundesrat beschlossen,
die Vorlage vorlaufig zu sistieren.
Da er am Ziel festhdlt, die verfas-
sungswidrige Mehrbelastung von
Ehepaaren gegeniber Konkubinats-
paaren abzuschaffen, empfiehlt er
die Volksinitiative ,Fiir Ehe und
Familie — gegen die Heiratsstrafe”
zur Annahme (siche N16).

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 12.10.11 >> link

Medienmitteilung Bundesrat vom 29.08.2012 >> link
Vernehmlassungsunterlagen >> link

Stellungnahme FDK vom 25.01.2013 >> link

Ergebnis Vernehmlassung 29.05.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02341/index.html?lang=de
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=41742
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=45731
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02626/index.html?lang=de
http://www.fdk-cdf.ch/130125_ehepaarbst_e-vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02722/index.html?lang=de

R
Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Okologische Steuerreform

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: Arifung
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Der Bundesrat will vertieft Gberprifen, wie das Steuersystem umgebaut und mit einer dkologischen Steverreform uner-
wiinschte Aktivitgten wie Energieverbrauch und Umweltverschmutzung starker belastet, erwiinschte Akfivitaten wie
Arbeit und Investitionen dagegen entlastet werden kénnten. Die Gesamtheit der Haushalte und Unternehmen soll
dabei insgesamt nicht mehr Steuemn bezahlen, sondern andere: Der Ertrag aus der dkologischen Steuerreform wiirde
durch Steuer- und Abgabensenkungen kompensiert oder an die Haushalte und die Unternehmen zuriickverteilt. Der
Bundesrat hat das Eidgendssische Finanzdepartement (EFD) beauftragt, gemeinsam mit dem Eidgendssischen Depar-
tement for Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK] und dem Eidgendssischen Departement des Innem
(EDI) bis Mitte 2012 verschiedene Varianten einer dkologischen Steuerreform zu priffen und dem Bundesrat Empfeh-
lungen zum weiteren Vorgehen zu unterbreiten.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

| | |
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 01.12.11 >> link

Rohstoff >> link
Vernehmlassung zur Energiestrategie 2050 >> link

Ecoplan-Studie zu den Volkswirtschafilichen Auswirkungen einer dkologischen Steuerstrategie >> link
Economiesuisse-Studie Fiskalisierung des Elektrizitdtseinsatzes >> link

Zwischenschritt 08.03.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02342/index.html?lang=de
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42479
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/25059.pdf
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=46133
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00578/02635/index.html?lang=de
http://www.economiesuisse.ch/de/SiteCollectionDocuments/Studie%20zur%20Fiskalisierung%20des%20Elektrizitätseinsatzes.pdf
http://www.efv.admin.ch/d/themen/finanzpolitik_grundlagen/oek_steuerreform.php

R
Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Verjghrungsrecht der direkten Steuern

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: im Erstrat (Stinderat) behandelt

= Inhalt der Vorlage

Die Verfolgungsverjahrungsordnung im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches (AT StGB) wurde revidiert und gilt seit
dem 1. Oktober 2002 aufgrund der Einfihrungsbestimmung von Artikel 333 StGB auch fir das DBG und StHG. Wer
sich Uber die Verfolgungsverjéhrung im Steuerstrafrecht ins Bild setzen will, muss somit das StGB zu Rate ziehen. Im
DGB und im SHHG sollen deshalb die Regeln der Verfolgungsveriéhrung von Steuerdelikien nachtraglich an den Artikel
333 SIGB angepasst werden.

Cleichzeitig werden die Sanktionen der Tatbesténde des Steuerbetrugs sowie der Veruntreuung von Quellensteuern
den Bestimmungen des revidierten StIGB angepasst. Zudem wird die Vollstreckungsverjahrung von Bussen und Kosten
aus einem Steverstrafverfahren der Vollstreckungsverichrung der brigen Steuerforderungen gleichgestellt. Uberdies
sollen Anpassungen, die aufgrund der jingeren Rechtsprechung des Bundesgerichtes im Bereich der Justizorganisati-
on notwendig geworden sind, im DBG und StHG vorgenommen werden. SchlieBlich schlagt der Bundesrat in beiden
Cesefzen weitere rein formelle Bereinigungen vor.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

Der Standerat hat mehrere
Verjchrungsfristen im Steuer-
strafrecht angepasst

(20.06.2013).
= Chronologie Entscheidungsfindung
~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
" Stimmen stimmt der SR dem
>> Link Entwurf mit zu.
Bundesgesefz
>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 02.03.12 >> link
Ergebnisbericht Gber das Anhérungsverfahren >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/2869.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/2891.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=43621
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02454/index.html?lang=de

R
Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Einheitliches Steuerstrafrecht

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: Vernehmlassungstrist bis 30.09.2013

= Inhalt der Vorlage

Durch eine Vereinheitlichung der Verfahren und der Straftatbestande im Steuerstrafrecht will der Bundesrat die Rechfssi-
cherheit starken. Ein Sachverhalt soll fir samtliche davon betroffenen Steuern strafrechtlich gleich verfolgt und beurteilt
werden. In Hinterziehungsverfahren sollen zudem auch die kantonalen Steuerbehérden Zugang zu Bankdaten erhalten.
Der Bundesrat hat das Eidgendssische Finanzdepartement (EFD) beaufiragt, gemeinsam mit den Kantonen eine entspre-
chende Vermehmlassungsvorlage auszuarbeiten.

Das Steuerstrafrecht ist Bestandteil des geltenden Steuerrechts und enthdlt Instrumente, um Steuerdelikte zu ahnden und
damit die Steuergerechtigkeit zu gewdhrleisten. Im geltenden Recht werden die Strafbestimmungen und die Verfahren
jedoch je nach Steverart unterschiedlich festgelegt. Wenn ein Sachverhalt mehrere Steuerarten betrifft, 16st er mehrere
Verfahren aus und kann unterschiedlich beurteilt werden.

Mit der Revision des Steuerstrafrechts sollen diese Schwdchen des geltenden Rechts beseitigt sowie ein einheitlicheres
Verfahren, einheitlichere Straftatbesténde und klarere Zusténdigkeiten geschaffen werden (siehe Kasten ,Eckwerte der
Reform']. Indem ein Sachverhalt fir alle Steverarten nach gleichen Mafstdben erhoben werden kann, erhéht sich die
Rechtssicherheit. Die Vereinheitlichung der Straftatbesténde wird es ermaglichen, eine Widerhandlung fir alle Steuer-
arten vergleichbar nach der Schwere der Tat zu beurteilen. Die Vereinheitlichung der Verfahren sieht vor, dass auch
die kantonalen Steuerbehdrden in Hinterziehungsverfahren Zugang zu Bankdaten erhalten.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

01.03.2011 Annahme der | 15.09.2010 Annahme der
Motion Motion

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat

Motion Schweiger 10.3493

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 21.09.2012 >> link
Motion Schweiger vom 17.06.2012 >> link
Stellungnahme FDK zur Ausdehnung der Rechtshilfe auf Fiskaldelikte vom 21.09.2012 >> link
Vernehmlassungsunterlagen >> link
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http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=46074
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20103493
http://www.fdk-cdf.ch/120921_irsg_stn_fdkpvb_def_d_uz.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02726/index.html?lang=de

Neuigkeiten M

Aktuelle Steuerthemen

R

Nelifelslel

Eidgendssische Volksinitiative zur Abschaffung der Aufwandbesteuerung

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Status: zustande gekommen

Die Besteuerung nach dem Aufwand soll schweizweit abgeschafft werden. Dies gélte sowohl auf Bundes- als auch auf

kantonaler Ebene.

Die Bundesverfassung wirde bei Annahme der Initiative wie folgt gecéndert:

Art. 127 Abs. 2°% neu)

26 Steuerprivilegien fir natirliche Personen sind unzuléssig. Die Besteuerung nach dem Aufwand ist unfersagt.

Die entsprechende Volksinitiative ist zustande gekommen.

Das eidgendssische Parlament hat einer Verscharfung der Pauschalbesteverung in der Herbstsession 2012 zugestimmt.

(vgl. FactSheet N5)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
17.5.13 Die FDK lehnt die  8.3.13 Bundesrat lehnt die

Initiative ab Initiative ab

= Chronologie Entscheidungsfindung
~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat

Abschaffung im Kanton Zirich,
Initiativen zur Abschaffung in
diversen Kantonen (darunter
auch Luzern). Inzwischen auch
in SH abgeschafft. TG hat eine
enfsprechende Initiative abge-
lehnt. AR abgeschafft, LU ver-
scharft, BE verscharft, BS & BL

abgeschafft.

Botschaft (26.06.2013)
>> link
Bundesbeschluss

>> link

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Vorprifung zur Eidgendssischen Volksinitiative >> link
Zustandekommen (20.11.2012) >> link
Medienmitteilung Bundesrat (08.03.2013) >> link
Neue Zahlen (FDK 17.05.2013) >> link
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http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/5427.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/5439.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3551.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/9228.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=48076
http://www.fdk-cdf.ch/130517_mm_aufwbest__def_d.pdf

R
Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Systemwechsel bei der Besteuerung des Wohneigentums

Typ: Motionen Status: Im Nationalrat

= Inhalt der Vorlage

Kurzinhalte der vier eingereichten Motionen (M) und der einen Interpellation {(I):

Motion 12.3778 Streiff-Feller: Besteuerung des Eigenmietwertes soll aufgehoben werden. Unterhaliskosten dirfen nur noch abgezogene werden,
soweit sie mit Energiespar- & Umweltschutzmassnahmen oder denkmalpflegerischen Arbeiten zusammenhéingen. Private Schuldzinsen sollen im Um-
fang von 80 Prozent der steuerbaren Vermdgensertréige abgezogen werden kénnen. Fir Ersterwerber von selbstgenutztem VWohneigentum soll ein
zeitlich und befragsméssig begrenzfer Abzug von Hypothekarzinsen méglich bleiben. = Erledigt (abgelehnt)

Motion 12.3826 Griine Fraktion: Die Eigenmietwertbesteuerung wird abgeschafft. Im Gegenzug werden alle Steuerabziige auf selbstgenutztem
Wohneigentum abgeschafft (reiner Systemwechsel]. = im Plenum noch nicht behandelt

Motion 12.3874 B&umle: Der Mietwert von selbstbewohnten Liegenschaften oder Liegenschafisteilen im Privatvermégen, die den Steuerpflichtigen
aufgrund von Eigentum oder eines unentgeltlichen Nutzungsrechtes fir den Eigengebrauch zur Verfigung stehen, gilt nicht als steuerbares Einkommen.
Bei solchen Liegenschaften oder Liegenschaftsteilen diirfen ausschlieBlich Aufwendungen fiir energetische Sanierungen im Umfang der effekfiven
Aufwendungen abgezogen werden. Weitere Abziige fir z. B. Unterhalt oder fiir Schuldzinsen sind nicht zuléssig. = im Plenum noch nicht behandelt

Interpellation 12.3866 Géssi: Streichen des Eigenmietwertes; Abzug der Hypothekarzinsen in den ersten finf Jahren 100 Prozent, dann jghrlich
um 20 Prozent reduziert, ab dem 10. Jahr gestrichen; Abzugsfahigkeit der werterhaltenden, baulichen Liegenschafts-Unterhalisabziige sowie Abzige
fir energetische Sanierungen von 1,5 Prozent des Repartitions- oder Steuerwertes der liegenschaft. Um gréBere Sanierungen zu erleichtern, sollen
diese Uber finf Jahre verteilt abziehbar sein. & im Plenum noch nicht behandelt

Motion 13.3083 Egloff:

Eigentimer von selbstgenutztem VWohneigentum oder Inhaber eines unentgeltlichen Nutzungsrechts fir den Eigengebrauch sollen im Laufe der Ge-
brauchsdauer das einmalige VWahlrecht haben, sich dafiir zu entscheiden, dass der Eigengebrauch der Liegenschaft am Wohnsitz nicht der Einkom-
mensstever unterliegt. = im Plenum noch nicht behandelt

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

14.11.12 Bundesrat beantragt  14.12.2012 Bekampft M
Ablehnung der M12.3826 & 12.3778 & verschiebt Diskussi-

12.3874 on; verschiebt Diskussion zu |
12.3866

21.11.12 Beantragt Annahme | 22.03.2013 Ablehnung M.

derM 12.3778 12.3778

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat

Knappe Ablehnung der Initiative
"Sicheres VWohnen im Alter".

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PdFDokumentation
Motion 12.3778 vom 25.09.2012 >> link
Motion 12.3826 vom 26.09.2012 >> link
Motion 12.3874 vom 27.09.2012 >> link
Interpellation 12.3866 vom 27.09.2012 >> link
Motion 13.3083 vom 14.03.2013 >> link
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http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123778
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123826
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123874
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123866
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133083

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Eidgendssische Volksinitiative Ja zum Schutz der Privatsphére

Typ: Volksinitiative Status: Sammelfrist bis 04.12.2013

= Inhalt der Vorlage

Die Bundesverfassung wird wie folgt gedndert:
Art. 13 Schuiz der Privatsphére
1 Jede Person hat Anspruch auf Schutz der Privatsphdre.

2 Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihres Brief, Post- und Fernmeldever-
kehrs und auf Schutz ihrer finanziellen Privatsphére.

3 Jede Person hat Anspruch auf Schutz vor Missbrauch ihrer persénlichen Daten.

4 Dritte sind im Zusammenhang mit direkten Steuern, die von den Kantonen veranlagt und eingezogen werden, zur Auskunft gegen-
iber Behorden iiber eine Person mit WWohnsitz oder Sitz in der Schweiz, die der Auskunftserteilung nicht zustimmt, nur im Rahmen
eines Strafverfahrens und ausschliesslich dann berechtigt, wenn der begrindete Verdacht besteht, dass:

a. zum Zweck einer Steverhinterziehung gefdlschte, verfdlschte oder inhalilich unwahre Urkunden wie Geschéftsbiicher, Bilanzen,
Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen Dritter zur Téuschung gebraucht wurden; oder
b. vorsatzlich und fortgesetzt ein grosser Steuerbetrag hinterzogen oder dazu Beihilfe geleistet oder angestiftet wurde.

5 Uber das Vorliegen eines begriindeten Verdachts nach Absatz 4 entscheidet ein Gericht.

6 Im Zusammenhang mit indirekfen Steuern gelten fir die Auskunft gegeniiber Behérden die Voraussetzungen nach den Abséizen 4
und 5 sinngemdss.

7 In anderen als steuerlichen Belangen regelt das Gesetz die Voraussetzungen, unter denen Auskunft erteilt werden darf.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesefzestext Nationalrat ‘ Standerat

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Vorpriifung >> link

Homepage Initiativkomitee >> link

Argumentation Inifiativkomitee >> link

Bundesverfassung (Art. 13) >> link
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http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3443.pdf
http://www.privatsphaere-schuetzen.ch/index.html
http://www.privatsphaere-schuetzen.ch/downloads/argumentarium-d.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html

NEU

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Beschrankung der steuerlichen Abzugsféhigkeit des Pendelns

Typ: direkter Gegenentwurf (FABI) Status: im Parlament beschlossen, Volksabstimmung 2014

= Inhalt der Vorlage

FABI ist der direkte Gegenentwurf des Bundesrats zur Initiative "Fir den &ffentlichen Verkehr" des Verkehrsclubs der Schweiz (VCS)
sowie weiterer Organisationen. Diese Initiative wurde nach dem JA des eidgendssischen Parlaments zu FABI zuriickgezogen.

Die Vorlage Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur FABI stellt mit der Schaffung eines Bahninfrastrukturfonds (BIF) die Finan-
zierung von Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der Eisenbahninfrastrukiur auf eine neue Basis. Die bisherigen Finanzquellen fur die
Eisenbahninfrastruktur sollen in einem einzigen Geféss ohne zeitliche Beschréinkung zusammengefasst werden. Damit der zukinftige
Finanzbedarf gesichert werden kann, braucht es iberdies Zusatzeinnahmen.

200 Millionen Franken pro Jahr will der Bund dem BIF zufihren, indem er die steuerliche Abzugsfdhigkeit des Pendelns kiinftig be-
grenzt. Konkret soll fir Unselbsténdigerwerbende der Fohrkostenabzug bei der direkten Bundessteuer auf CHF 3'000 Franken pro
Jahr beschrénkt werden. Die Kantone kénnen neu ebenfalls eine Beschréinkung des Fahrkostenabzugs vorsehen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

| | |
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Volksinitiative "Fur den Offent Botschaft 21.06.2013 116:33 Ja 21.06.2013 37:0 Ja
lichen Verkehr"

>> link

Bundesbeschluss

>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Faktenblatt FABI >> link
Erlasse des Parlaments (Zusammenstellung) >> link
Bundesbeschluss iber die Volksinitiative "Fiir den offentlichen Verkehr" >> link
Rickzug Initiative >> link
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http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/1577.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/4725.pdf
http://www.bav.admin.ch/fabi/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeIF,gWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.bav.admin.ch/fabi/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoJ,fmym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/4721.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/5797.pdf

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen Kantonal
Gewinnstever (StG-Revision 2011)

Typ:  Gesetzesrevision Status: Rechiskrciffig

= Inhalt der Vorlage

Mit der Steuergesetzrevision 2011 hat sich der Kanton Luzern ab der Steuerperiode 2012 eine USP (Unique Selling
Proposition) bei der Gewinnbesteuerung (5.25% fur die Stadt Luzem [mit 3.5 Einheiten) fir Gewinne nach Steuern)
gesichert und damit eine hervorragende Grundlage zur weiteren Verbesserung der interkantonalen und internationa-
len Standorfattraktivitat geschaffen.

Es sind Stimmen (Gewerbeverband, CVP) laut geworden, die Umsetzung zu verschieben. Die Regierung hélt daran
fest und die Gesetzesanderung ist wie geplant ab 1.1.2012 in Kraft gefrefen.

= Beratung und Meinungsbildung

| | Regierungsrat Kantonsrat |
unterstitzte die Revision unterstitzte die Revision
mehrheitlich

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Kantonsrat | Volksabstimmung
Regierungsrat Botschaft des Regierungsra-  empfahl dem Volk gross- am 27.09.2009 mit gut
fes mehrheitlich die Annahme ~ 68% angenommen.
> Link der Revision
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Alle Informationen zur StG-Revision 2011 >> link
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http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2007-2011/b_075.pdf
https://steuern.lu.ch/recht_und_gesetzgebung/steuergesetzrevision/stb_steuergesetzrevision_2011

Neuigkeiten B Aktuelle Steuerthemen Kantonal

Besteuerung nach dem Aufwand (Initiative & Gegenentwurf zur Abschaffung der Aufwandbesteuerung)
Status:  /nkraftsetzung per 01.01.2013

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Die Besteuerung nach dem Aufwand ist nach Absicht der Initianten eine Verletzung des Grundsatzes der Besteuerung
nach der wirtschafilichen Leistungsféhigkeit. Angespomt von der Abschaffung im Kanton Zirich kam die Initiative am

1. April 2010 zu Stande.

Der Gegenentwurf sieht vor, dass das steuerbare Einkommen mindestens dem Siebenfachen des ghrlichen Mietzinses
oder des Mietwertes entsprechen muss, im Minimum jedoch 600°000 Franken. Das sfeuerbare Vermagen soll min-
destens auf das Zwanzigfoche des steverbaren Einkommens festgelegt werden und neu im Minimum 12 Millionen
Franken befragen. Der Kanton Luzern geht damit weiter als die vom Bund vorgesehene Losung. Dieser geht bei der
Reform der Besteuerung nach dem Aufwand von einer minimalen Bemessungsgrundlage fur die direkte Bundessteuer

von 400°000 Franken aus.

Neben dem Kanton Zirich haben in der Zwischenzeit auch die Kantone AR, BS, BL, und SH die Besteuerung nach
dem Aufwand abgeschafft. In den Kantonen BE, GL, SG und TG wurden entsprechende Initiativen abgelehnt.

= Beratung und Meinungsbildung

Regierungsrat

Kantonsrat

Hat einen Gegenentwurf
ausgearbeitet, um die
Akzeptanz in der Bevilke-
rung zu starken.

Der Kantonsrat spricht sich in
der ersfen lesung gegen die
Initiative und fir den Gegen-
vorschlag aus.

= Chronologie Entscheidungsfindung

|nifio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Im April 2009 lanciert die
Griine Partei Kanfon Luzern
die Volksinitiative zur Ab-
schaffung der Pauschalbe-
steuerung

Botschaft vom 29.3.11 des
Regierungsrates an den KR

>> link

Medienmitteilung des Regie-
rungsrates vom 26.4.11

>> link

= Weitere Informationen (Links)

Kantonsrat

Der Kantonsrat spricht sich
auch in der 2. Lesung klar
gegen die Initiative aus. Er
unterstitzt den Gegenvor-

schlag des RR.

| Volksabstimmung

am 11. Méarz 2012, Ge-
genvorschlag wird ange-
nommen, Initiative wird ab-
gelehnt.

4
A Links tunktionieren in der PdFDokumentation

Infos zu den Griinden der Initiative >> link
Reaktion der Initianten auf den Gegenentwurf des Regierungsrates >> link
Botschaft Bundesrat >> link
Gesetzesentwurf (Bundesebene) >> link
Motion M153 (Meile) / Antwort des Regierungsrates >> link / >> link
Chronologische Gesetzessammlung 6. lieferung vom 30. Juni 2012 (Nr. 620 Steuergesetz) >> link
Luzerner Kantonsblatt Nr. 22 vom 2. Juni 2012 (Inkraftsetzung S. 1694 >> link
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https://steuern.lu.ch/-/media/Steuern/Dokumente/RechtUndGesetzgebung/b_003.pdf
http://www.lu.ch/medienmitteilungen
http://www.gruene-luzern.ch/?p=themen&k=01
http://www.gruene-luzern.ch/?p=artikel&id=201104261111
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6021.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6047.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_153.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_153_antwort.pdf
http://195.186.87.69/kantonsblatt/archiv/pdf_2012/gs-12-06.pdf#pagemode=bookmarks
http://195.186.87.69/kantonsblatt/archiv/pdf_2012/kb-12-22.pdf#pagemode=bookmarks

Neuigkeiten M

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Aktuelle Steuerthemen

Lliegenschaftssteuer (HEV Initiative zur Abschaffung der Liegenschaftssteuer)

Status: Ausarbeitung eines Gegenentwurfs

R

Kantonal

Der HEV-Luzern verlangt die Abschaffung der Liegenschaftssteuer. In den Augen der Initianten ist die Liegenschafts-
stever ein alter Zopf und gehort endlich abgeschafft, nachdem der Regierungsrat und der Kantonsrat in den letzfen
Stevergesetzrevisionen selbst auch Uber die Abschaffung diskutiert haben. Der Steverertrag belief sich im Jahr 2010
auf rund CHF 35 Millionen (Tendenz steigend, wegen des anhaltenden Baubooms). Dem maglichen Steuerausfall
steht die Steigerung der Wohnstandort-Attraktivitét gegeniber.

= Beratung und Meinungsbildung

Regierungsrat

Kantonsrat

Regierungsrat lehnt Initiative
ohne Gegenvorschlag ab

= Chronologie Entscheidungsfindung

Am 5. November 2012 wies der
Kanfonsrat das Geschaft an den
Regierungsrat zuriick mit dem Auf-
trag, einen Gegenentwurf auszuar-
beiten. Der Gegenentwurf soll die
Abschaffung der Liegenschaftssteuer
zu einem von der Regierung in der
neuen Botschaft zu beantragenden
Zeitpunkt enthalten.

|niti0|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Kantonsrat

Volksabstimmung

HEV-Luzern

Botschaft vom 21.05.2013
des RR an den KR

>> link

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

Beschluss des Regierungsrates tber die Erwahrung der Initiative (KB Nr.8 2011 S. 542)

>> link

Informationen des HEV-Luzem

>> link

Motion MQ3 (Odermatt) / Antwort des Regierungsrates

>> link / >> Link

Botschaft vom 07.02.2012 (1. Fassung)

>> link
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https://steuern.lu.ch/-/media/Steuern/Dokumente/RechtUndGesetzgebung/b_077_vom_21052013.pdf
http://195.186.87.69/kantonsblatt/archiv/pdf_2011/kb-11-08.pdf#pagemode=bookmarks
http://www.hev-luzern.ch/home/aktuell/artikel/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=4038&cHash=ffd0ca0b69c7d40528ac65985863188d
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_093.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_093_antwort.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/b_029.pdf

A®
o

Neuigkeiten M Aktuelle Steverthemen Kantonal

LU - Praxisverbesserungen - Praxisdnderungen

Typ: Weisungen Dienststelle Status: favfend

= Inhalt der Vorlage

Praxisverbesserungen - Praxiséinderungen 2013

m Aufschaltung Elekironisches Formular samt Wegleitung fir die GGSt >> Link
m Aufschaltung Orientierungstool Familienbesteuerung Homepage >> link

Praxisverbesserungen - Fraxiscinderungen 2012

m Wechsel beim Liegenschaftsunterhalt von der bisherigen Fixpauschale zur Wechselpauschale (analog dBSH).
m Wegfall zweijshriges Einspracherecht der Steuerbehérden nach § 161 SIG.

m Angleichung Familientarif bei unterschiedlichen Familienformen an Praxis direkfe Bundessteuer.

m Quellenstever: Umsetzung Diskriminierungsverbot

Praxisverbesserungen - Praxiséinderungen 2017

m Wechsel bei der Gewinnbesteuerung von Ausland-Ausland-Geschéften der gemischten Gesellschaften von einer festen Steuer
von 1,5%3% zur Quotenbesteuerung zu 15% (bei Gewinnen bis 100 Mio.) bzw. 10% (fir Gewinne ber 100 Mio.) bzw. zu 20-
30% fir Spezialfélle; im 2011 besteht fur die Gesellschaften ein Wahlrecht; fir Domizilgesellschaften gilt neu eine Quote von
10% als steverbar (bisher 0%). Die Praxisanpassung ist auf Grund der Wettbewerbsituation mit den umliegenden Kanfonen unum-
génglich; die neue Praxis folgt den Empfehlungen der SSK; luzem positioniert sich damit auf Rang 3 innerhalb der Zentralschweiz.

m Neu Beriicksichtigung des vollen Verpflegungsabzuges im QStTarif (bisher nur halber Abzug). Anschluss an gecinderte Praxis
Bund und somit Gleichbehandlung der Quellenbesteuerten mit ordentlich besteuerten Personen.

m Senkung der Hchst- und Mindestbelastung fir Korporationsgemeinden (Gesamtbelastung Staats- und Gemeindesteuern von
max. 25% auf 12% des steverbaren Reingewinns/ Mindestbelastung von 2%. auf 1% des steuerbaren Eigenkapitals).

m Anpassung des Abzuges bei auswdartigem VWochenaufenthalt zugunsten der Steuerpflichtigen.

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Steuerbuch Verwaltungsgesellschaften >> link
Steverbuch Quellensteuertarife >> link
Steuerbuch Korporationsgemeinden >> link
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https://steuern.lu.ch/steuererklaerung/steuererklaerung_grundstueckgewinnsteuer
http://interface2.lu.ch/steuerkalkulator/familienbesteuerung.aspx
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b2_unternehmen_verwaltungsgesellschaften
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b2_quellensteuer_quellensteuertarife
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b2_unternehmen_hoechstleistungen

	Durch eine Vereinheitlichung der Verfahren und der Straftatbestände im Steuerstrafrecht will der Bundesrat die Rechtssicherheit stärken. Ein Sachverhalt soll für sämtliche davon betroffenen Steuern strafrechtlich gleich verfolgt und beurteilt werden. In Hinterziehungsverfahren sollen zudem auch die kantonalen Steuerbehörden Zugang zu Bankdaten erhalten. Der Bundesrat hat das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) beauftragt, gemeinsam mit den Kantonen eine entsprechende Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten.

